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Die präventive Kontrolle von Kraftfahrern zum 
Schutz der Bürger vor dem hohen Risiko des 
motorisierten Straßenverkehrs für Leben, 
Gesundheit und Eigentum stellt eine im 
überwiegenden Interesse der Allgemeinheit 
liegende und damit grundsätzlich zulässige 
Einschränkung des allgemeinen 
Persönlichkeitsrechts dar. 

BVerfG, Beschluss vom 24. Juni 1993 – 1 BvR
689/92, BVerfGE 89, 69-91

Sinn und Zweck des Verkehrsrechts



Das Interesse der Allgemeinheit an der Sicherheit des 
Straßenverkehrs steht auch in Zusammenhang mit dem 
aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG ableitbaren Auftrag zum 
Schutz vor erheblichen Gefahren für Leib und Leben. 
Die Anfertigung von Bildaufnahmen zum Beweis von 
Verkehrsverstößen ist zur Erreichung dieses Ziels 
geeignet.

BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 12. August 
2010 – 2 BvR 1447/10, BVerfGK 17, 469-476, Rn. 14

Sinn und Zweck des Verkehrsrechts









Die Gesetzgebungs-
kompetenzen für das 
Straßenverkehrsrecht 
liegen gem. Art. 74 
Abs. 1 Nr. 22 GG 
beim Bund.

Die Ausführungs-
kompetenz des 
Straßenverkehrsrechts 
obliegt gem. Art. 83 
GG den Ländern und 
nicht dem Bund.
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Gesetzgebungsinitiative

• Aktuell fehlt ein Lagebild hinsichtlich THC-induzierter 
folgenloser Delikte gem. §§ 24a Abs. 2 StVG, 316 StGB.

• Aktuell fehlt ein Lagebild THC-induzierter 
Verkehrsunfälle.

• Aktuell fehlt ein wissenschaftlicher Nachweis, ab
welchem THC-Wert eine Fahrunsicherheit nicht nur 
praktisch möglich, sondern auch regelmäßig gegeben ist 
(Vergleich Alkohol ab 0,3 Promille BAK).





Eine Pflicht zur Nachbesserung gesetzlicher Regelungen
besteht für den Gesetzgeber in grundrechtsrelevanten 
Bereichen nur dann, wenn eine ursprünglich 
verfassungsmäßige Regelung wegen zwischenzeitlicher 
Änderung der Verhältnisse verfassungsrechtlich 
untragbar geworden ist und die staatlichen Organe die 
in den Grundrechten verkörperten 
Grundentscheidungen durch weiteres Untätigbleiben 
evident verletzen.

BVerfG, Kammerbeschluss vom 26. Oktober 1995 – 1 
BvR 1348/95, juris

Pflichten des Gesetzgebers





Halterverantwortlichkeit

Zu oft können sich Fahrzeugführende nach 
begangenen Delikten damit herausreden, sie 
seien nicht gefahren und wüssten nicht, wer ihr 
Auto zum Zeitpunkt des Delikts gefahren sei. 
Sanktionen sind daher gegenüber den 
Fahren/Tätern überhaupt nicht möglich. Es 
fehlt für diese Verfahren eine echte 
Halterverantwortlichkeit.



Generelle Tempolimits

Generelle Tempolimits können, wenn
sie intelligent überwacht und bei 
Zuwiderhandlungen konsequent 
geahndet würden, mehr Leben retten
und mehr Verletzungen verhindern 
bzw. minimieren.



Konsequentere Verfolgung

Das Dunkelfeld ist auch bei gefährlichen 
Verkehrsverstößen ungleich größer als das 
Hellfeld ermittelter Delikte. Eine 
Ahndung gegenüber potenziellen 
Gefährdern unterbleibt daher viel zu oft. 
Eine Ausdehnung von Überwachungs-
und Ahndungskompetenzen auf 
Kommunen und Bundespolizei wird von 
Legislative und Exekutive nicht erwogen.



1. Die Gesetzgebung in Bund und Land bietet stets Chancen
auf eine Verbesserung der Verkehrssicherheit und damit 
verbunden auch für einen verbesserten Opferschutz.

2. Prävention von Gefahren und Schädigungen ist die
effizienteste Art des Opferschutzes.

3. Es gibt noch zahlreiche Möglichkeiten der materiellen und 
formellen Verbesserung von Verkehrssicherheit und 
Opferschutz.

4. Die Position einer/eines Beauftragten für die 
Verkehrssicherheit böte eine politische Chance auf 
Verbesserung.

Fazit
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